
841.7 

Amtliche Sammlung 
der Gesetze und Verordnungen 

des Kantons Zug 

Zug, 15. April 1983 22. Band Nr. 67 

Gesetz über Ergänzungsleistungen 
zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung 

Vom 27. Januar 1983 

Der Kantonsrat des Kantons Zug, 

gestützt auf § 41 Buchstabe b der Kantonsverfassung, im Rahmen des Bun­
desgesetzes über Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und In­
validenversicherung !), 

beschliesst: 

1. Abschnitt 

Ordentliche Ergänzungsleistungen 

§1 

Bezugsberechtigte 

Der Kanton richtet an Schweizerbürger, Ausländer und Staatenlose mit 
zivilrechtlichem Wohnsitz im Kanton Zug nach Massgabe des Bundesgeset­
zes über Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invaliden­
versicherung1), nachstehend «Bundesgesetz» genannt, ordentliche Ergän­
zungsleistungen aus. 

•) SR 831.30 
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§2 

Einkommensgrenzen 

Die Einkommensgrenzen gemäss Art. 2 Abs. 1 des Bundesgesetzes be­
tragen: 

a. für Alleinstehende und für minderjährige Bezüger 

einer Invalidenrente Fr. 10 000.-

b. für Ehepaare Fr. 15 000.-

c. für Waisen Fr. 5 000.-

§3 

Teilanrechnung von Erwerbseinkommen und Renten 

In Anwendung von Art. 4 Abs. 1 Bst. a des Bundesgesetzes werden die 
festen Abzüge vom Erwerbs- und Renteneinkommen gemäss Art. 3 Abs. 2 
des Bundesgesetzes auf 1000 Franken für Alleinstehende und 1500 Franken 
für Ehepaare und Personen mit rentenberechtigten oder an der Rente betei­
ligten Kindern erhöht. 

§4 

Mietzinsabzug 
1 In Anwendung von Art. 4 Abs. 1 Bst. b des Bundesgesetzes werden 

vom Einkommen abgezogen: 

a. bei Alleinstehenden jährlich höchstens Fr. 3400.- für den Fr. 780.- über­
steigenden jährlichen Mietzins; 

b. bei Ehepaaren und Personen mit rentenberechtigten oder an der Rente 
beteiligten Kindern jährlich höchstens Fr. 5100.-für den Fr. 1200- über­
steigenden jährlichen Mietzins. 
2 Die Wohnungsnebenkosten dürfen im Rahmen der Höchstbeträge ge­

mäss Abs. 1 mit folgenden jährlichen Pauschalbeträgen zum Mietzins hinzu­
gerechnet werden: 

a. für Alleinstehende Fr. 4 0 0 -
b. für die übrigen Bezügerkategorien Fr. 6 0 0 -

§5 

Anpassung bei Änderung des Bundesgesetzes 

Bei entsprechender Änderung des Bundesgesetzes kann der Regierungs­
rat die Ansätze in den §§ 2 bis 4 anpassen. 
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2. Abschnitt 

Ausserordentliche Ergänzungsleistungen 

§6 

Bezugsberechtigte 
1 Personen, die trotz dem Bezug ordentlicher Ergänzungsleistungen den 

Lebensbedarf nicht zu decken vermögen, haben Anspruch auf ausserordent­
liche Ergänzungsleistungen. 

2 Der gleiche Anspruch steht Personen zu, die wegen Überschreitens der 
Einkommensgrenze keinen Anspruch auf eine ordentliche Ergänzungslei­
stung haben; § 1 ist sinngemäss anwendbar. 

3 Anspruch auf eine ausserordentliche Ergänzungsleistung haben nur 
Personen, die mindestens zwei Jahre im Kanton Zug zivilrechtlichen Wohn­
sitz haben. 

§7 

Lebensbedarf 

Der Lebensbedarf setzt sich zusammen: 

a. bei Personen, die nicht in Heimen oder Krankenanstalten leben, aus den 
1. jährlichen Grundbeträgen von 

Fr. 9 000.-für Einzelpersonen, 
Fr. 6 000.- für Einzelpersonen in gemeinsamem Haushalt mit an­

deren verwandten Einzelpersonen, 
Fr. 14 000- für Ehepaare, 
Fr. 3 000.- für Kinder, für die ein Anspruch auf eine Waisenrente 

oder Kinderrente der AHV/IV besteht; 
2. ausgewiesenen Kosten für 

- Mietzins inkl. Nebenkosten für Wohnung oder Zimmer, höchstens 
jedoch Fr. 8000.- pro Jahr für Einzelpersonen und Fr. 12 000.- für 
Hausgemeinschaften von zwei oder mehr Personen, 

- Prämien für Kranken- und Unfallversicherung, höchstens jedoch 
Fr. 1200.- pro Jahr für eine erwachsene Person und je Fr. 400.- pro 
Jahr für Kinder, 

- Prämien für Lebensversicherung bei IV-Bezügern, höchstens je­
doch Fr. 600.-, 

- ambulante Behandlung bei Krankheit und Hilfsmittel, 
- stationäre Behandlung bei vorübergehendem Aufenthalt in einer 

Krankenanstalt, höchstens nach dem Tarif für die allgemeine Ab­
teilung (4-Bett-Zimmer); 
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b. bei Personen, die in Heimen oder als Dauerpatienten in Krankenanstal­
ten leben, aus den 
1. tatsächlichen Kosten im Heim, j edoch 

- in Invalidenwohnheimen höchstens Fr. 60.- je Aufenthalts- und 
Bereitstellungstag, 

- in Altersheimen höchstens Fr. 45.-je Aufenthaltstag, 
2. tatsächlichen Kosten in der Krankenanstalt nach dem Tarif der allge­

meinen Abteilung (4-Bett-Zimmer), 
3. Krankheits- und Hilfsmittelkosten aus ambulanter Behandlung, 
4. Prämien für Kranken- und Unfallversicherung, höchstens jedoch 

Fr. 1200.- pro Jahr für eine erwachsene Person und je Fr. 400- pro 
Jahr für Kinder, 

5. Prämien für Lebensversicherung bei IV-Bezügern, höchstens jedoch 
Fr. 600.- pro Jahr und 

6. einem Pauschalbetrag von Fr. 3000.- pro Jahr und Person für persön­
liche Bedürfnisse. 

§8 

Leistungspflicht Dritter 

Von Dritten aufgrund einer Rechtspflicht (Versicherungsleistungen, Lei­
stungen aus Verpfründungsvertrag) zu bezahlende Kosten werden bei der 
Ermittlung des Lebensbedarfs abgezogen bzw. zum anrechenbaren Einkom­
men hinzugerechnet. 

§9 
Anpassung der Ansätze 

Bei Änderung der Einkommensgrenzen gemäss dem 1. Abschnitt dieses 
Gesetzes kann der Regierungsrat die festen Ansätze gemäss § 7 angemessen 
anpassen. 

§10 

Anrechenbares Einkommen 
1 Für die Ermittlung des anrechenbaren Einkommens sind die Vorschrif­

ten gemäss dem 1. Abschnitt dieses Gesetzes massgebend. Dabei sind jedoch 
alle Einkommensbestandteile voll anzurechnen. Ferner sind alle gemäss dem 
1. Abschnitt dieses Gesetzes möglichen Leistungen voll als Einkommen an­
zurechnen. Vom ermittelten Gesamteinkommen können keinerlei Abzüge 
gemacht werden. 
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2 Personen, die im Hinblick auf Ergänzungsleistungen freiwillig Vermö­
genswerte veräussert oder auf Einkommensbestandteile verzichtet haben, 
müssen sich diese bei der Einkommensermittlung anrechnen lassen. 

§11 

Höhe der ausserordentlichen Ergänzungsleistung 

Die ausserordentliche Ergänzungsleistung entspricht der Differenz zwi­
schen dem Lebensbedarf gemäss § 7 und dem anrechenbaren Einkommen 
gemäss § 10. 

3. Abschnitt 

Organisation und Verfahren 

§12 

Zuständige Organe 
1 Die Durchführung dieses Gesetzes obliegt, unter Aufsicht der Volks­

wirtschaftsdirektion, der kantonalen AHV-Ausgleichskasse. Die sich daraus 
ergebenden Verwaltungskosten übernimmt der Kanton. 

2 Die AHV-Zweigstellen der Einwohnergemeinden haben bei der 
Durchführung des Gesetzes mitzuwirken. 

§13 

Einreichung des Gesuches 
1 Das Gesuch um Gewährung einer Ergänzungsleistung kann vom An-

sprecher persönlich oder von seinem gesetzlichen oder bevollmächtigten 
Vertreter gestellt werden. Ausserdem können Angehörige und Behörden, 
die den Rentner betreuen, für ihn ein Gesuch einreichen. 

2 Der Gesuchsteller hat den amtlichen Fragebogen vollständig und wahr­
heitsgetreu auszufüllen. 

3 Das Gesuch ist bei der wohnörtlichen AHV-Zweigstelle einzureichen. 
Die AHV-Zweigstellen der Einwohnergemeinden sind beim Ausfüllen des 
Fragebogens und bei der Beschaffung der notwendigen Unterlagen behilf­
lich. 

§14 

Entscheid 
1 Die kantonale AHV-Ausgleichskasse entscheidet über 

a. die Gesuche um Gewährung von Ergänzungsleistungen, 
b. die Rückerstattung zu Unrecht bezogener Leistungen, 

1 c. den Erlass der Rückerstattung. 
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2 Der Entscheid der Ausgleichskasse ist dem Gesuchsteller schriftlich 
und mit einer Rechtsmittelbelehrung zuzustellen. 

3 Für die Rückerstattung zu Unrecht bezogener Ergänzungsleistungen 
und für den Erlass der Rückzahlung gelten sinngemäss die Verfahrensbe­
stimmungen des Bundesgesetzes über die Alters- und Hinterlassenenversi­
cherung. 

4 Die rechtskräftigen Rückerstattungsverfügungen der kantonalen Aus­
gleichkasse sind vollstreckbaren Gerichtsurteilen im Sinne von Art. 80 des 
Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs1) gleichgestellt. 

§15 

Rechtsmittel 
1 Gegen Entscheide der kantonalen Ausgleichkasse kann beim Verwal­

tungsgericht innert 30 Tagen Beschwerde geführt werden. 
2 Gegen Urteile des Verwaltungsgerichtes kann innert 30 Tagen seit der 

Zustellung beim Eidgenössischen Versicherungsgericht Verwaltungsge­
richtsbeschwerde erhoben werden, soweit sich das Urteil auf ordentliche Er­
gänzungsleistungen bezieht. 

§16 

Auszahlung 

Die Ergänzungsleistung wird in der Regel monatlich durch die Post zuge­
stellt. Die Auszahlung kann zusammen mit der Rente der Alters-, Hinterlas­
senen- oder Invalidenversicherung erfolgen. Die Rückvergütung der anre­
chenbaren Krankheits- und Hilfsmittelkosten kann periodisch separat erfol­
gen. 

§17 

Sicherstellung der Verwendung 

Besteht die Gefahr, dass der Berechtigte die Ergänzungsleistungen nicht 
bestimmungsgemäss verwendet, trifft die Ausgleichskasse entsprechend den 
Bestimmungen des Bundesgesetzes über die Alters- und Hinterlassenenver­
sicherung2) Anordnungen, um eine zweckmässige Verwendung sicherzustel­
len. Die Anordnungen des Richters gemäss Art. 171 ZGB bleiben vorbehal­
ten. 

') SR 281.1 

2) SR 831.10 
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4. Abschnitt 

Lastenverteilung 

§18 

Kanton und Gemeinden 
1 Der um den Bundesbeitrag gekürzte Aufwand für ordentliche Ergän­

zungsleistungen sowie der volle Aufwand für ausserordentliche Ergänzungs­
leistungen werden je zur Hälfte vom Kanton und von den Einwohnergemein­
den getragen. 

2 An den von den Gemeinden aufzubringenden hälftigen Anteil haben 
die einzelnen Gemeinden proportional soviel beizutragen, wie ihre Steuer­
pflichtigen an den Ertrag des Kantons aus den kantonalen Steuern beigetra­
gen haben. Massgebend sind die bei der Rechnungstellung jeweils bekann­
ten letzten Zahlen. 

5. Abschnitt 

Schlussbestimmungen 

§19 

Aufhebung bisherigen Rechts 

Auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes werden das Gesetz 
über Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversi­
cherung vom 21. Januar 19711) und der Kantonsratsbeschluss über die Neu­
regelung des Anspruches auf Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlasse­
nen- und Invalidenversicherung vom 1. Oktober 19812) aufgehoben. 

§20 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt unter dem Vorbehalt des Referendums nach § 34 der 
Kantonsverfassung und nach Genehmigung durch das Eidgenössische De­
partement des Innern auf den 1. April 1983 in Kraft. 

Zug, den 27. Januar 1983 Im Namen des Kantonsrates 

Der Präsident: 

A. Etter 

o BGS in, 299 Der Landschreiber: 

2) GS 22,139 H. Windlin 
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Vom Eidgenössischen Departement des Innern genehmigt am 16. Fe­
bruar 1983. 

Der Regierungsrat stellt fest, 
dass das Referendum gegen das vorstehende Gesetz nicht ergriffen wurde, 
und das Gesetz auf den 1. April 1983 in Kraft getreten ist. 

Zug, den 12. April 1983 

Regierungsrat des Kantons Zug 

Der Landammann: 

G. Stucky 

Der Landschreiber: 

H. Windlin 
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